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Notwendige Inhalte der Ernennungsurkunde (acte de nomination)
1. Aussteller der Urkunde
Die Vormundschaftsbehörde des Ortes/der Region/des Kreises mit Adresse:

2. Mandatsträger/in
Bei privaten Mandatsträgern steht die Privatadresse, bei amtlichen Mandatsträgern die Amtsadresse. Diese Unterscheidung ist wichtig, weil amtliche Mandatsträger/innen eine organisatorische Stellvertretung haben, die Stelle kündigen können und mit Austritt aus dem Arbeitsverhältnis das Mandat nicht mehr weiterführen können, während private Mandatsträger/innen solange im Amt bleiben, bis eine Nachfolge bestimmt ist.

3. Mandatsbezeichnung
Es muss erwähnt sein, ob es sich um eine Beistandschaft, Beiratschaft, Vormundschaft, vorläufige Fürsorge, Erziehungsbeistandschaft, Erziehungsaufsicht etc handelt, gestützt auf welchen Gesetzesartikel und welche Ziffer oder welchen Absatz die Massnahme ergriffen wurde (z.B. Art. 392 Ziff. 1 ZGB oder Art. 308 Abs. 2 ZGB).

4. Bezeichnung der betreuten Person
Vollständige Personalien (Name und Vorname, Geburtsdatum, Heimatort, Wohnort, bei Kindern: Inhaber der elterlichen Sorge mit deren Adresse), bei ständigem Aufenthalt auch Aufenthaltsadresse (z.B. Altersheim). Nicht nötig: AHV-Nummer.

5. Amtsdauer
Mandatsträger/innen werden grundsätzlich auf 2 Jahre gewählt. (Art. 415 ZGB), weshalb in der Ernennungsurkunde angegeben wird, auf wann der erste Rechenschaftsbericht (allenfalls mit Rechnung) abzulegen ist. Beachte: Das Mandat ist nach Ablauf der Amtszeit weiterzuführen, ob die Bestätigung rechtzeitig erfolgte oder nicht (Art. 444 ZGB).

6. Hinweis auf Urteile und Verfügungen
In der Ernennungsurkunde ist anzugeben, wann die Massnahme errichtet worden ist (Datum der Verfügung der Vormundschaftsbehörde oder des Regierungsstatthalters beziehungsweise des Gerichtsurteils) und wann der/die Mandatsträger/in ernannt worden ist (kann dasselbe Datum sein, muss aber nicht). Es muss nicht erwähnt werden, wann die Massnahme in Rechtskraft erwachsen ist. Der/Die Gewählte hat ohnehin sofort nach Ernennung, d.h. auch wenn die Ernennung noch angefochten werden kann, alles Nötige zu unternehmen, und darf mit dem Arbeitsbeginn nicht zuwarten, bis die Ernennung rechtskräftig ist (Art. 389 ZGB). Allerdings muss er zuwarten, bis die Massnahme rechtskräftig ist. Werden vorher Massnahmen nötig, müsste die Vormundschaftsbehörde nach Art. 386 ZGB entsprechende Verfügungen treffen.

7. Hinweis auf besondere Befugnisse
Bei Beistandschaften nach Art. 308 Abs. 2 ZGB ist auf die besondern Befugnisse hinzuweisen, wenn die elterliche Sorge nach Abs. 3 teilweise eingeschränkt wurde, muss dies ebenfalls präzisiert sein. Allerdings wird für solche Mandate selten eine Ernennungsurkunde ausgestellt.

Bei Beistandschaften empfiehlt es sich, ausdrücklich „mit Einkommens- und Vermögensverwaltung“ zu erwähnen, weil andernfalls im Umgang mit Banken oft ärgerliche Verzögerungen entstehen.

8. Datum und Unterschrift
Die Ernennungsurkunde trägt das Datum der Ausstellung und die Unterschrift der VB-Vertretung.
Kurt Affolter, Institut für angewandtes Sozialrecht, Ligerz, 2006

